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Wo der Profit regiert
bleiben die Menschen auf der Strecke

Während in der Bundesrepublik
11 Millionen Menschen in Armut
leben müssen - davon 1,5 Millio-
nen Kinder - horten die 100 reichs-
ten Deutschen ein Vermögen von
350 Milliarden Euro. Zwei Prozent
der Haushalte verfügen über mehr
als 60 Prozent des privaten Geld-
vermögens. 80 Vermögensmilliar-
däre haben ihren Reichtum in den
letzten eineinhalb Jahren um 46
Prozent gesteigert. Hätte man bei
diesen Steinreichen nur die Hälfte
des Vermögenszuwachses als
Steuern einbehalten, hätte der
Staat 50 Milliarden Euro mehr in
der Kasse, ohne dass die Herren
Milliardäre am Hungertuch nagen
müssten.

Geld ist genug da.
 Wir leben in einem der reichsten
Länder der Erde. Aber dieser
Reichtum ist ungleich verteilt. Und
die Politik der Bundesregierung -
ebenso wie die ihrer Vorgänger -
sorgt dafür, dass die Kluft zwi-
schen Arm und Reich immer grö-
ßer wird.
Während die Reichen abkassie-
ren wie selten zuvor, steigt das
Risiko, ein Armutsfall zu werden,
von 12,1% im Jahre 1998 auf
13,5% in 2003
Größtes Armutsrisiko ist die Ar-
beitslosigkeit. Die rund 5 Millionen
Menschen, die die offizielle Stati-

stik erfasst, sind längst nicht die
ganze Wahrheit. Experten gehen
von insgesamt über 9 Millionen

Arbeitslosen in Deutschland aus,
wenn man die versteckte Arbeits-
losigkeit mitrechnet.

Immer die gleiche Politik
Seit Jahren machen die verschie-
denen Bundesregierungen von
Kohl bis Schröder immer die glei-
che Politik, mit der sie die Arbeits-
losigkeit bekämpfen wollen. Sie
stecken den Konzernen Milliar-
den in den Rachen, indem sie

deren Steuern senken und bauen
gleichzeitig soziale Errungen-
schaften für die Mehrheit der Men-
schen ab und üben Druck auf die
Arbeitslosen aus. Die einfache
Formel, mit der diese Politik be-
gründet wird, lautet: Die Profite
der Konzerne von heute sind die
Investitionen von morgen und die
Arbeitsplätze von übermorgen.
Dass diese Formel schlicht und
einfach nicht funktioniert, scheint
die Politiker nicht zu stören. Die
Umverteilung von unten nach
oben wird immer aggressiver be-
trieben.
Die 30 Großkonzerne und Ban-
ken, die im Deutschen Aktienindex
(DAX) geführt werden, haben ihre
Profite im Jahr 2004 im Vergleich
zum Vorjahr um über 60% gestei-
gert. Manche Analysen sprechen
sogar von einem Gesamtprofit der
DAX-Konzerne in Höhe von 62
Milliarden Euro, was einer Steige-
rung von 100% entspräche. Be-
reits im Jahr davor, hatten sie
ebenfalls mächtig abgesahnt

Die Manager kassieren
Die deutschen Konzerne schwim-
men im Geld. Allein die 30 DAX-
Konzerne haben 102 Milliarden
Euro flüssige Mittel in ihren ökono-
mischen Kriegskassen. Und die
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„Wirtschaftsförderung“ durch
die Stadt Heidenheim war ein
Tagesordnungspunkt bei der
Gemeinderatssitzung am
28.April 2005. Erwartungsge-
mäß lobten die Stadträte von
SPD, CDU, Grüne und Freie
Wähler den Sachbericht und
das Engagement der Stadtver-
waltung. Anders verhielten sich

die beiden DKP-Stadträte Uli Huber und Reinhard
Püschel. In seiner Stellungnahme kritisierte Püschel
die Einseitigkeit und das Herangehen der Stadt.
„Dem Sachstandsbericht der Stadt können wir nur
bedingt zustimmen. Auch unsere Schlußfolgerun-

gen sind andere. Hier wird einseitig die
Unternehmerseite hofiert. Diese aber
bauen doch Arbeitsplätze ab und manche

gehen ins Ausland. Welcher Betrieb stellt noch
Arbeitsplätze im nennenswerten Umfang zur Verfü-
gung? Die Arbeiter und Anstellten sind die Leidtra-
genden. Sie sind es, die auf ihren Lohn verzichten.
Sie sind es, die auf tarifliche Zulagen verzichten.
Und am Ende fliegen sie doch auf die Straße. Wenn
die Unternehmen Gewinne machen bedeutet das
noch lange keine sicheren Arbeitsplätze. Neueste
Schlagzeilen machten die Firmen Steiff und Bosch-
Siemens in Giengen, die Arbeitsplätze abbauen
wollen. Die Leute können keine Kühlgeräte und
Teddybären mehr kaufen, weil sie kein Geld in der
Tasche haben. Jedenfalls sprechen die genannten
Firmenleitungen von fehlender Inlandsnachfrage.“

Auf Einladung der Kommunistischen Partei
Böhmen und Mähren (KSCM) nahm eine
Delegation aus Heidenheim in Jihlava an
den Feierlichkeiten zum 60. Jahrestag der

Befreiung vom Faschismus teil.
Nach einem sehr herzlichen Empfang wurden unterschiedliche
Veranstaltungen besucht. Zum einen die der Stadt- und Bezirks-
verwaltung, zum anderen die der antifaschistischen Bewegung.
Überraschend für uns Heidenheimer war zu sehen, wie groß der
Stellenwert dieser Feierlichkeiten in der tschechischen Republik
ist. Selbst die Bürgerlichen machen sich diesen Tag zu Nutze.
Unter der Bevölkerung ist die Erinnerung an die vergangene Zeit
noch groß.
Die Möglichkeit eine Rede zu halten wurde von Ulrich Huber
zweimal genutzt. Er machte auf Zusammenhänge rechter Um-
triebe in Europa aufmerksam und verdeutlichte die Wichtigkeit gemeinsamer Aktionen in Europa gegen Rechts.

Faschismus ist keine Meinung – Faschismus ist ein Verbrechen. Nie wieder Krieg, nie wieder Faschismus!
Wir müssen alles tun, damit diese Losung Wirklichkeit wird.

Kommunalpolitik

Manager dieser Großkonzerne ha-
ben sich kräftig aus der Kasse
bedient. Sie genehmigten sich
2003 Gehaltserhöhungen von
11% und vedienten durchschnitt-
lich 1,42 Millionen Euro pro Jahr.,
während die Arbeiter und Ange-
stellte netto gerade mal 0,5%
mehr bekamen.
Die Steuerpolitik der Bundesregie-
rung bescherte den Unternehmen
in vier Jahren eine Entlastung von

zusammen rund 100 Milliarden
Euro. Das ist das Geld, das im
Bundeshaushalt fehlt und mit
dem dann „begründet“ wird,
warum soziale Leistungen gestri-
chen werden müssen.
Obwohl die Konzerne im Geld
schwimmen, obwohl sie praktisch
fast keine Steuern mehr bezah-
len, investieren sie nicht - und
schon gar nicht in neue Ar-
beitsplätze.
Die realen Bruttoanlageinvestitio-

nen sinken nun schon das vierte
Jahr in Folge. Die Konzerne kau-
fen lieber eigene Aktien zurück,
schütten Dividenden aus oder
kaufen Konkurrenzunternehmen
auf.
Das Märchen von den Profiten, die
sich in Arbeitsplätze verwandeln,
ist längst widerlegt. Wer es immer
noch predigt, der täuscht die Men-
schen im Lande. Es ist höchste
Zeit für eine andere Politik.
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Kapitalismus - Nein danke! Sozial is’ muss!

Wilhelm Benz

Internationale Solidarität:
60 Jahrestag der Befreiung vom Faschismus

DKP-Delegation in Jihlava (CZ) der Partnerstadt von Heidenheim

Gedenkstätte auf dem Zentralfriedhof in Jihlava
Ladislav Zadrazil, Wilhelm Benz, U. Huber

DKP Stadtrat
Reinhard Püschel

Kein Geld in der Tasche



Betriebs- u. Gewerkschaftsspiegel

O b gute s ode r

sch lech te s W ette r

die  Bosse  w e rden
im m e r fette r!

Widerstand und Kampf für bessere Arbeits- und
Lebensbedingungen.

Nicht nur durch die Unterneh-
menssteuerreform, die den Kon-
zernen und ihren Kapitalisten rund
100 Milliarden Euro in den letzten
4 Jahren in ihre Hände spielte,
auch die in den letzten 13 Jahren
gestiegene Arbeitsproduktivität je
Arbeitsstunde von 26% haben sie
voll abkassiert. Hinzu kommen
Steuervorteile, wenn Unterneh-
men ihre Produktion ins Ausland
verlagern. Nicht genug. Sie wollen
noch mehr. Mittlerweile werden Ar-
beitszeitverlängerungen ohne
Lohn- u. Gehaltsausgleich zur be-
trieblichen Sportart, bei denen die
Belegschaften nach dem Motto:
„Stimm zu oder stirb“ erpresst we-
den. Betriebsräte und ihre Ge-
werkschaften werden dabei wie
Hunde gehetzt.
Die Superreichen, die Banken und
Konzerne befinden sich im Pro-
fitrausch, die Belegschaften, die
Betriebsräte und die Gewerk-
schaften dagegen haben den Kat-
zenjammer.

Die Aussichten für das laufende
Jahr sind düster. Nullrunden und
direkte betriebliche Lohn- u. Ge-
haltskürzungen, Streichung von
Zusatzzahlungen und „noch“ vor-
handene übertarifliche Zulagen
lassen befürchten, dass es erst-
mals in der Geschichte der BRD
zu einem Minus bei der gesamten
Bruttolohn- u. Gehaltssumme und
auch bei dem Bruttolohn- und
-gehalt pro Beschäftigten kommt.
Was kann getan werden? Die
gewerkschaftliche Widerstands-
kraft wird nicht durch Anpassung
an kapitalistische Spielregeln
besser. Der Versuch ist es wert,
durch Aufklärung über die volks-
wirtschaftlichen Zusammenhänge
und über die Entwicklungspro-
zesse der neoliberalen Ausbeu-
tung der Arbeiter, Angestellten
und Rentnern, die Widerstands-
kräfte zu stärken und entgegen-
zusetzen.
Eigentum verpflichtet. Sein Ge-
brauch soll zugleich dem Wohle

der Allgemeinheit dienen. (GG Art.
14 (2) und weiter, Grund und Bo-
den, Naturschätze und Produkti-
onsmittel können zum Zwecke der
Vergesellschaftung (...) in Ge-
meineigentum oder in andere For-
men der Gemeinwirtschaft über-
führt werden. Das haben die Väter
unseres Grundgesetztes nach der
Befreiung Deutschlands vom Fa-
schismus formuliert und die IG
Metall fordert in ihrer Satzung die
Demokratisierung der Wirtschaft
und die Überführung von Schlüs-
selindustrien und anderer markt-
und wirtschaftsbeherrschender
Unternehmungen in Gemeinei-
gentum.
Also Kolleginnen und Kollegen,
richten wir uns danach. Handeln
wir nach unseren verbrieften
Verfassungs- und Satzungsrech-
ten.

Widerstand
Auf nach München!

am Dienstag, den 31. Mai 2005
Abfahrt: 5.30 Uhr Hauptpforte BSH Giengen

Bereits am 04.Mai 05 wurden die Arbeitnehmerver-
treter im Aufsichtsrat und Wirtschaftsausschuss der
B u. S. Hausgeräte GmbH Berlin Gartenfeld über
die Stillegung der Produktion von Frontlader-
Wasch-maschinen informiert. Betriebsrat und Be-
legschaft des Berliner Werks haben massiven Wi-
derstand ankekündigt und bereits am 09. Mai 05 vor
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Neues Logo - warum?

Das ist das Ergebnis einer innovativen Kühn-
heit der Bundesagentur für Arbeit.
Voithianer erkennst Du den Unterschied?
Schlappe 100.000,- Euro ließ sich die Arbeits-
agentur die Neuerung ihres Logo kosten. Von
den Folgekosten der Umstellung z.B. Briefpa-
pier und Visitenkarten, ganz zu schweigen.
Über 5 Millionen Arbeitslose und die durch
Hartz IV in die Armut gepressten Menschen
werden begeistert sein.
Eine Schande und eine Verhöhnung der Ar-
beitslosen.

dem Werkstor eine Protestaktion und Kundgebung durchgeführt. Die
Schließung des Werks ist mit einer gewaltigen Rationalisierungsmaß-
nahme und einer Produktionsverlagerung verbunden. Noch ist nicht
sicher, an welchen Standort die Produktion verlagert werden soll.
Standorte wie z. B. Lodz (Polen), La Cartuja (Spanien) oder Çerkez-
köy (Türkei) aber auch Nauen in Brandenburg, ein Werk das 1994
gebaut wurde, sollen erwähnt worden sein. Produktionsverlagerungen
und die damit verbundene Erpressung von ganzen Belegschaften zur
Lohnsenkung und Arbeitszeitverlängerung sind nicht nur für Berlin
typisch. Auch die Belegschaft des B.u.S. Hausgerätewerks in Giengen
kann davon ein Lied singen. Deshalb auf zu der zentralen Protest-
kundgebung nach München.
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Zeitungen und Flugblätter kosten Geld. Für Spenden bedankt sich die DKP-Heidenheim
Spendenkonto:  Kreissparkasse   BLZ 632 500 30   Konto Nr. 413 903

V.i.S.d.P.
DKP Heidenheim R. Püschel

In der Wirtschaft gibt es auch noch klei-
nere Angestellte und Arbeiter, doch
sind solche von der neuen Theorie

längst fallen gelassen worden. Tucholsky

Öttinger für 42 Stunden-
Woche
Der neue Ministerpräsident von
Baden-Württemberg schwadro-
niert vom Kinderland Baden-
Württemberg und will die Ar-
beitszeit verlängern. Die flä-
chendeckende Verlängerung
der Arbeitszeit auf 42 Stunden -
ohne Lohnausgleich - würde
nach Berechnungen des DGB
rund 500.000 Arbeitsplätze ver-
nichten. Noch mehr Kinder in
Armut mit Vätern und Müttern
ohne Arbeitsplatz - tolle Per-
spektiven, Herr Öttinger.


